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1. Rechtsgrundlagen 

1.1 Baugesetzbuch (BauGBl 

in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. 1 S. 2414), einschließlich al­
ler rechtswirksamen Änderungen 

1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 

in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. 1 S. 132), einschließlich aller 
rechtswirksamen Änderungen 

1.3 Planzeichenverordnung (PlanzV) 

in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 11991 S. 58) 

1.4 Bundesnaturschutzqesetz (BNatSchG) 

in der Fassung vom 25. März 2002 (BGBI. 1 S. 1193), einschließlich aller • 
rechtswirksamen Änderungen 

1.5 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBI. 1 S. 1757), 
einschließlich aller rechtswirksamen Änderungen 

1.6 Landesbauordnung von Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-Vl 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 2006 (GVOBI. M-V S. 102), 
einschließlich aller rechtswirksamen Änderungen 

Sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung 
gültigen Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien. 



• 

- 3 -

2. Bisherige Rechtsverhältnisse 

2.1 Landes- und Reajonalplanunq 

Vorbereitend im Landesraumentwicklungsprogramm Meck!enburg­
Vorpommem 2005 (LEP) und umgesetzt im Regionalen Raumentwicklungs­
programm Westmecklenburg (RREP WM wirksam seit 2012) wird die Stadt 
Warin als Grundzentrum dargestellt. 
Der Stadt und ihrem Umland werden in beiden Programmen Potential in der 
Tourismusentwick!ung und eine Lage im ländlichen Raum mit günstiger Wirt­
schaftsbasis bescheinigt. 

Allgemein zur Siedlungsentwicklung fordert das Landesraumentwicklungs­
programm Mecklenburg-Vorpommern 2005 (LEP M-V 2005) unter Kapitel 4: 

„Der Nutzung erschlossener Standortreserven, der Umnutzung, Erneuerung und 
Verdichtung bebauter Gebiete ist in der Regel Vorrang vor der Ausweisung neu­
er Siedlungsflächen einzuräumen." (LEP M-V 2005, 4.1 (3)) 

„Die Wohnbauflächenentwicklung ist auf die Zentralen Orte und Siedlungs­
schwerpunkte zu konzentrieren . ... • (LEP M-V 2005, 4.1 (6)) 

Das Regionale Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM, 
wirksam seit 2012) stellt in Abbildung 8 die Stadt Warin im „Mittelbereich 
Wismar" als „Nahbereich Warin" gemeinsam mit den Gemeinden Bibow und 
Jesendorf dar - unterstreicht also die Funktion der Stadt Warin als Zentralen 
Ort (s. Abbildung 1 ). 

Im Weiteren fordert das Regionale Raumentwicklungsprogramm Westmeck­
lenburg (RREP WM, wirksam seit 2012) für die Siedlungsentwicklung unter 
Kapitel 4.1 : 

„(1) Gewachsene Siedlungsstruktur erhalten und weiterentwickeln 
... Die Funktionsfähigkeit der Zentralen Orte als regionale Entwicklungs- und Ver­
sorgungsstandorte soll gestärkt ... werden. „ (RREP wirksam seit 2012) 

.(2) Innen- vor Außenentwicklung 
Der Siedlungsbedarf ist vorrangig innerhalb der bebauten Ortslagen durch Nutzung 
erschlossener Standortreserven sowie Umnutzung und Verdichtung von Siedlungs­
flächen abzudecken . ... 
Begründung: 
zu 4.1 (2): 
Zur Verringerung der Inanspruchnahme von Grund und Boden sowie zur Vermei­
dung einer weiteren Landschaftszersiedelung gilt es, die Siedlungstätigkeit schwer­
punktmäßig auf den Innenbereich von Ortslagen unter Nutzung vorhandener Um­
nutzungs- und Nahverdichtungspotenziale zu konzentrieren. Dabei hat die Nutzung 
bereits erschlossener ... Objekte ... vor allem auch in den Ortskemen Vorrang. Das 
gilt insbesondere für nicht ausgelastete Standorte, z.B. innerOrtliche Brachflächen 
oder durch Abbruch baulicher Anlagen gewonnene Flächen . ... „ (RREP wirksam 
seit 2012) 
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„(7) Nutzung der vorhandenen Infrastruktur 
Bei der Ausweisung neuer Bauflächen soll auf eine raüonefle Nutzung der Anlagen 
und Netze der sozialen und technischen Infrastruktur und auf möglichst geringe 
Wegeentfernungen zwischen den Wohnungsstandorten, Arbeitsstätten und Versor­
gungseinrichtungen geachtet werden . ... 
Begründung: 
Zu 4. 1 (5) - (8): 
Ziel der künftigen Siedlungspolitik in Westmecklenburg muss es deshalb sein, die 
gewachsene Siedlungsstruktur zu erhalten, die Zentralen Orte zu stärken, die vor­
handenen Baulandreserven vorrangig zu nutzen und ein Flächen sparendes Bauen 
zu sichern. Nur so lassen sich die vorhandenen lnfrastrukturnetze und 
-einrichtungen besser auslasten, Investitionskosten für neue lnfrastruktureinrich­
tungen einsparen und einem überdimensionierten Flächenverbrauch entgegenwir­
ken . ... " (RREP wirksam seit 2012) 
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Abbildung 1: Siedlungsstruktur (Kartierung der Zentralen Orte, der Ober-, Mittel­
und Grundzentren) Quelle: RREP Westmecklenburg wirksam seit 201 2 
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rechtswirksamer Flächennutzungsplan der Stadt Warin 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans gelten die Dar­
stellungen der rechtswirksamen 1. Änderung des Flächennutzungsplans der 
Stadt Warin vom 23. Januar 1996, 1. Änderung vom 13. März 1999. 
Der Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet „Wohnbauflächen" und 
Grünzonen dar. 
Die Flächen sind im Flächennutzungsplan nicht parzellengenau ablesbar. 
Auch die entlang des Mühlengrabens dargestellten Grünflächen und die 
Breite des Grabens selbst sind in Ihrer Größenordnung nicht genau ables­
bar. 
Insofern sind die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 18 
„Wismarsche Straße, Wohngebiet" der Stadt Warin gemäß § 8 Abs. 2 
BauGB aus den derzeitigen Darstellungen des Flächennutzungsplans entwi­
ckelt. 
Für die Uferzone des Glammsees stellt der Flächennutzungsplan einen 
Streifen von 50,00 m dar, der von der Bebauung frei zu halten ist. 
(s. Abbildung 2). 
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2.3 rechtswirksame Bebauungspläne 

Für das Plangebiet „Wismarsche Straße 5" wie auch für die nachbarschaftli­
chen Bereiche bestehen zur Zeit keine rechtswirksamen Bebauungspläne. 

Das aktuelle Planungsrecht stuft das Plangebiet in 2 verschiedene Bereiche 
ein: 
Für die Wohnbebauung im nördlichen Grundstücksbereich, entlang der 
Wismarschen Straße, gilt § 34 BauGB. Die südl ich geplante Wohnbebauung 
wird laut Bauvorbescheid vom 07.01.2011 außerhalb eines im Zusammen­
hang bebauten Ortsteiles eingestuft. 
Das südliche Plangebiet liegt demnach im Außenbereich gemäß § 35 
BauGB, diese Bebauung ist also planungsrechtlich nicht zulässig. 

Die derzeitige Nutzung besteht aus Brachgelände, das nach Abbruch der 
vorhandenen Bebauung entstand und aus Grünflächen an den Uferberei­
chen. 

3. Anlass und Ziel des Bebauungsplanes 

Die Erschließungsgesellschaft mbH Wohnen am Mühlengraben, vertreten 
durch Herrn Joachim Schmidt, beabsichtigt, auf dem Grundstück Wismar­
sche Straße 5 in Warin eine Wohnbebauung zu errichten. 

• 

Das Planungsgebiet liegt zwischen der nördlichen Bebauung an der B 192, 
der Wismarschen Straße, und dem südlich gelegenen Glammsee. Der Gel­
tungsbereich des Bebauungsplans Nr. 18 „Wismarsche Straße, Wohngebiet" 
der Stadt Warin umfasst die Flurstücke 35/1, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 90, 91 
und 97 / 1 in der Flur 8 der Gemarkung Warin. 

Die vorderen straßenseitigen Grundstücksflächen sollen der öffentlichen 
Straßenerweiterung der Wismarschen Straße dienen. Die Straße soll mit 
beidseitigen Geh- und Radwegen ausgestattet werden. Im nordöstlichen a 
Grundstücksbereich in unmittelbarer Nähe zur Strasse befindet sich eine un-• 
terirdische Niederschlagswasserbehandlungsanlage. 

Die geplante Wohnbebauung staffelt sich in drei Abschnitte: während stra­
ßenseitig zwei Gebiete mit einer Hausgruppen- und Doppelhausbebauung 
geplant sind, sollen in einer zweiten Reihe Einzelwohnhäuser entstehen. 

Die Erschließung der Wohnbebauung ist Ober eine gemeindliche, verkehrs­
beruhigte Ringstraße von der Wismarschen Straße geplant. Die bereits in 
zweiter Reihe bestehenden Wohnhäuser, Wismarsche Straße 9 und 9a, sol­
len über den vorhandenen Stichweg ebenfalls angebunden werden. Die 
Wohnhäuser im Plangebiet sollen weitgehend Ober private Wohnstraßen er­
schlossen werden. Die privaten, notwendigen Stellplätze sollen auf den Bau­
grundstücken nachgewiesen werden. Am nördlichen Abschnitt der Ringstra­
ße befinden sich darüber hinaus öffentlicheStellplätze für Besucher und An­
wohner. 

Das südliche Plangebiet wird als Gewässerschutzstreifen auf einer Tiefe von 
50,00 m von der Bebauung frei gehalten. 
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Freigehalten von Bebauung wird ebenfalls ein Grundstücksstreifen entlang 
des Mühlengrabens auf einer Tiefe von ca. 25-30 m. sowie private und öf­
fentliche Grünflächen entlang der Straße. 

Das Plangebiet liegt weitestgehend nach derzeitig gültigem Planungsrecht 
im Außenbereich gemäß § 35 BauGB, ist also ptanungsrechtlich nicht zuläs­
sig. 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für das Projekt zu schaffen, ist 
es erforderlich, einen Bebauungsplan aufzustellen. Die Aufstellung des Be­
bauungsplanes Nr. 18 „Wismarsche Straße, Wohngebiet".der Stadt Warin 
wurde am 28. April 2011 durch die Stadtvertretung der Stadt Warin be­
schlossen . 

4. Umweltbericht 

4.0 Präambel 

4.1 

Aufgrund des § 2 Abs.4 BauGB Ist im Zuge der Aufstellung eines Bebau­
ungsplanes eine UmweltprOfung durehzuführen. Der vorliegende Umweltbe­
richt beschreibt die ermittelten umweltrelevanten Belange, so dass im Rah­
men der Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens eine plausible Abwä­
gung erfolgen kann. 

Beschrejbung der Planung 

Das Planungsgebiet liegt zwischen der Wismarschen Straße und dem sOd­
lich gelegenen Glammsee. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 18 
nWismarsche Straße, Wohngebiet" der Stadt Warin umfasst die Flurstücke 
35/1, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 90, 91und97/1 in der Flur 8 der Gemarkung 
Warin und deckt damit eine Fläche von 17.895 m2 ab. 

Die vorderen straßenseitigen Grundstücksflächen sollen der öffentlichen 
Straßenerweiterung der Wismarschen Straße dienen. Die Straße soll mit 
Geh- und Radwegen ausgestattet werden. 

Die geplante Wohnbebauung staffelt sich in drel Abschnitte: während stra­
ßenseitig zwei Gebiete mH Hausgruppen ... Hausgruppen undun Doppelhaus­
bebauung geplant sind. so11en in einer zweiten Reihe Einzelwohnhäuser ent­
stehen. 

Die Erschließung der Wohnbebauung ist Ober eine gemeindliche, verkehrs­
beruhigte Ringstraße von der Wismarschen Straße geplant. Die bereits in 
zweiter Reihe bestehenden Wohnhäuser, Wismarsche Straße 9 und 9a, sol­
len ebenfalls an diese Erschließung durch die bestehende Stichstraße enge-
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bunden werden. Die privaten, notwendigen Stellplätze sollen auf den Bau­
grundstücken nachgewiesen werden. An der Erschließungsstraße befinden 
sich darüber hinaus öffentliche Stellplätze für Besucher und Anwohner. 

Das südliche Plangebiet wird auf einer Tiefe von 50,00 m von der Bebauung 
frei gehalten. 

Freigehalten von Bebauung wird ebenfalls ein GrundstOcksstreifen entlang 
des Mühlengrabens auf einer Tiefe von ca. 25-30 m, sowie private und öf­
fentliche Grünflächen ent'lang der Straße. 

4.3 Planerische Vornaben und deren Berücksichtigung 

Neben den in Kapitel 1 genannten Gesetzen und Verordnungen sind folgen­
de Belange ab der Hierarchiestufe Regionalplanung berücksichtigt: 

4.3.1 Landes- und Regionalplanung 

Die Berücksichtigung der Ziele des Landesraumentwicklungsprogramm 
Mecklenburg-Vorpommern 2005 (LEP) und des Regionalen Raumentwick­
tungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM wirksam seit 2012) wird in 
Kapitel 2.1 ausführlich dargestellt. 

4.3.2 Ftächennutzungsplan (FNP) 

Die Betrachtung der Vorgaben durch den Flächennutzungsplan der Stadt 
Warin ist unter Kapitel 2.2 behandelt. 

4.3.3 Fachgesetze, Normen. Richtlinien und Gutachten 

• 

Die nachfolgende Aufstellung gibt einen Überblick Ober die einschlägigen • 
Fachgesetze, Normen und Richtlinien, die bei der Planung, wie insbesonde­
re in den Kapiteln 4.5.3 - Boden, 4.5.4 - Wasser4 4.5.5 - Klima, 4.5.6 - Lärm 
und in der Begründung der Festsetzungen - Kapitel 5.1 bis 5. 7 - dargelegt, 
sowie in der GrOnordnung berücksichtigt worden sind: 

Bundesimmisionsschutzgesetz 
Bundesnaturschutzgesetz 
Wasserhaushaltsgesetz 
Gesetz zum Schutz des Bodens BBodG 
Schallschutz im Städtebau DIN 18005-1 
Schallschutz im Hochbau Beiblatt DIN 18005-1 
Richtlinien fOr den LArmschutz an Straßen RLS-90 
Schallschutz im Hochbau DIN 4109 
Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanlagen (Ausgabe 2005) 
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4.4 Beschreibung der Methodik der Umweltorüfung und Beurteilung der 
Informationsgrundlagen 

Die Ermittlung und Beurteilung der Umwelterheblichkeit beschränkt sich auf 
den unmittelbaren Bereich des Plangebietes. 

Im Plangebiet ist durch das BOro Dipl. Ing. Steffen Behl eine Ortsbesichti­
gung am 13.09.2011 vorgenommen worden, um die vorhandenen Tierle­
bensräume zu begutachten als Grundlage zur Erstellung der vorgelegten 
faunistischen Potentialanalyse. 
Dabei wurde für jede Tierart die Vorkommenswahrschelnlichkeit im Untersu­
chungsgebiet abgeschätzt. 

Weitere, spezielle Untersuchungen sind fOr das Plangebiet In den Bereichen 
Lärm, Bodenbeschaffenheit und Artenschutz mit integrierten Planungshin­
weisen durchgeführt worden. Die Ergebnisse sind in folgenden Gutachten 
dargestellt: 

„Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 18 „Wismarsche 
Straße, Wohngebiet" der Stadt Warin, 
Wenker & Gesing Akustik und lmmissionschutz GmbH, Gronau 2012 

Geotechnischer Bericht, Pöyry Deutschland GmbH, Schwerin 2012 

Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag mit integrierten Planungshinweisen, 
Pöyry Deutschland GmbH, Schwerin 2012 

Im Bereich „Lärm• waren die Einwirkungen des Verkehrslärmes der Wismar­
schen Straße (B 192) auf das Wohngebiet durch die Gutachter Wenker & 
Gesing zu ermitteln. 

Im Bereich „Boden" sind die Grundlagen des Bodenaufbaus, die Tragfähig­
keit des Bodens und die Eigenschaften für die Versickerungsfähigkeit des 
Bodens im Plangebiet von der Pöyry Deutschland GmbH durch Rammkern­
sondierungen untersucht worden. 

Die Altlastenerkundungen sind für das Vorhabengebiet vom lngenieurbOro J. 
Thiele durch Bodenprobenentnahmen durchgeführt worden. Die Proben sind 
durch das SGS Institut Fresenius GmbH analysiert worden. 

4.5 Beschreibung und Bewertung der Umwelt und Prognosen 

Oie Funktionen und Ausprägungen der Schutzgoter Pflanzen und Tiere. Bo­
den, Klima, Orts· und Landschaftsbild sind in der Biotoptypenbewertung und 
der Eingriffs-/Ausgleichsbewertung berücksichtigt. 
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4.5.1 Mensch und Gesundheit 

Bei der Art der geplanten Nutzung als reines und allgemeines Wohngebiet 
sind grundsätzlich keine Beeinträchtigungen auf die außerhalb des Gel„ 
tungsbereiches angrenzenden Wohngebiete zu erwarten. 
Im Hinblick auf den Aspekt Gesundheit sind insbesondere mögliche Lärmbe„ 
lästigungen durch Straßenverkehrslärm zu nennen. Aufgrund der zu erwar­
tenden geringen Zunahme der Verkehrsmengen ist eine Beeinträchtigung 
der Bewohner des Neubaugebietes und anderer BOrger von Warin durch 
Lärm nicht zu erwarten. 

4.5.2 Tiere, Pflanzen, Landschaft 

Im Zusammenhang mit dem Baugebiet wurden die möglichen Auswirkungen 
der Planungen auf die vorhandenen Lebensräume von Tieren und Pflanzen 
untersucht und in einer "Faunistischen Potentialanalyse" sowie im ,Arten­
schutzrechtnchen Fachbeitrag mit integrierten Planungshinweisen" beurteilt. • 

Brutvögel: 
Das Untersuchungsgebiet wurde entsprechend der vorgefundenen Lebens­
räume nach potentiellen Vorkommen von Brutvögeln beurteilt, wobei beson­
dere Beachtung den Vogelarten galt, die einen Schutzstatus der EG­
Vogetschutzrichtlinten genießen bzw. auf der Roten Liste des Landes Meck­
lenburg-Vorpommern geführt werden. 
Unter diesen Arten beurteilen die Gutachten ein potentielles Vorkommen von 
Gänsesäger, Rohrweihe, Turteltaube, Eisvogel und Wendehals - die Vor­
kommens-Wahrscheinlichkeit wird jedoch mit mäßig bis gering eingeschätzt. 

FOr Haussperling und Feldsperling ermitteln die Gutachten eine hohe Vor­
kommens-Wahrscheinlichkeit - beides Arten, die in Mecklenburg­
Vorpommern auf der Vorwarnliste stehen. Da beide Sperling-Arten gelernt 
haben, sich an die Nähe zum menschlichen Lebensumfeld zu gewöhnen, 
kann davon ausgegangen werden, dass die geplante Wohnbebauung keine 
grundsätzliche Störung des Lebensraums bedeutet. • 
Da tm Zuge der Neubebauung Bäume zu fällen sind, sollte dem Verlust an 
Nistmögltchkeiten durch ein Angebot an Nistkästen vor der Rodung entge„ 
gengewirkt werden. 

Käfer: 
Käfer der Art Eremit, einem Käfer mit dem Schutzstatus FFH„Anhang IV-Art, 
wird ein mögliches Vorkommen im Untersuchungsgebiet eingeräumt, wenn 
auch ein konkreter Nachweis bisher nur in etner Entfernung von ca. 5 km er­
folgen konnte. Der alte Baumbestand im Plangebiet könnte jedoch als Le­
bensraum dienen. 
Vor Baumfällungen im Zuge der Baufeldräumung müssen die möglichen 
Bruthöhlen untersucht werden. Sollten sich Vorkommen bestätigen, stnd mit 
der zuständigen Naturschutzbehörde geeignete Maßnahmen zur Umsetzung 
der Art abzustimmen. 
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Lurche und Kriechtiere: 
Das Untersuchungsgebiet liefert Lebensraum far 5 Arten von Lurchen, die al­
le auf der Roten Liste von Mecklenburg-Vorpommern geführt werden, 2 die­
ser Arten, Kammmolch und Wasserfrosch, listet auch die europäische FFH­
Richtlinie auf. 
FOr Erdkröte, Grasfrosch und den schon genannten Wasserfrosch schätzt 
das Gutachten die Vorkommens-Wahrscheinlichkeit hoch ein. 
Da diese Arten eine enge Bindung an ihr Laichgewässer und näher gelege­
nes Buschwerk .pflegen, können die im Flächennutzungsplan dargestellten 
Grünzonen entlang des Mühlengrabens und am Glammsee als Lebensraum 
gesehen werden. 
Während der Bauphase ist sicher zu stellen, dass die Art nicht in der Wande­
rung behindert wird - Gefahrenzonen sollten durch Amphibienschutzzäune 
gesichert werden. 

Das Vorkommen von 2 Kriechtier-Arten, Waldeidechse und Blindschleiche 
erscheint hoch . 
Die Wandermöglichkeiten der Tiere sollten in der Lafchzeit nicht durch er­
hebliche Behinderungen während der Bauphase gestört werden. Auch ist da­
rauf zu achten, dass nach Möglichkeit nur tagsüber Baufahrzeug-Verkehr 
stattfindet, da Amphibien nachts und abends wandern. 

Fledermäuse: 
Das Vorkommen von 3 Arten von Fledermäusen schätzt das Gutachten als 
hoch ein: die MOckenfledermaus und die beiden auf der Roten Liste von 
Mecklenburg-Vorpommern geführten Arten Zwergfledermaus und Rauhaut ... 
fledennaus. 
Vor Baumfällungen ist ein eventueller Fledermausbesatz zu prüfen, nicht be„ 
setzte Höhlen sind zu schließen. erst dann darf gerodet werden. Im Falle von 
nachgewiesenen Tieren muss mit der Rodung der Bäume bis zum Ausflie­
gen gewartet werden. 
Auch fOr Fledermäuse gilt, dass Nistkästen angeboten werden vor dem Weg­
fan der Nistplätze durch Baumfällung und dass möglichst Baulärm in der 
Dämmerung und nachts vermieden wird. 

Fischotter: 
Dle Existenz von Ottern in den Bereichen Mühlengraben, Glammsee bis zur 
Wamow konnte nachgewiesen werden. In die Uferbereiche wird nicht einge­
griffen - das zukünftige Baufeld gilt ohnehin nicht als Lebensraum der Fisch­
otter, da die störungsempfindlichen Tiere menschliche Siedlungsgebiete 
meiden. 

Gehölze: 
„Die Verhinderung von erheblichen Beeinträchtigungen der verbleibenden GehD/z­
bestände während der Bauphase besitzt oberste PriorltlJt. Die betrifft alle Geh/Jlze, 
jedoch In erster Linie die gesetzlich geschDtzten Einzelbäume mit einem Stammum-­
fang von> 100 cm ... " 
(Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (AFB) mit integrierten Planungshinwei­
sen, Pöyry Deutschland GmbH 2012) 

Im Bereich des Baufelds und der Lagerplätze bzw. Transportwege sind die 
Stämme durch gepolsterte Ummantelungen zu sichern. 
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Der Wurzelbereich darf nicht verdichtet werden, Aufschüttungen im Wurzel­
bereich sind nur zulässig mit „grobkörnigen, fuft- und wasserdurchlässigen" 
Materialien. 
Wurzelverletzungen sind weitest möglich zu vermeiden (Handsehachtungen. 
Wundverschluss von beschädigten Wurzeln, Vermeidung der Austrocknung 
von Wurzeln)- evtl. ist ein Baumsachverständiger hinzu zu ziehen. 
Im Genehmigungsverfahren ist die eventuelle Beseitigung gesetzlich ge­
schützter Bäume belder unteren Naturschutzbehörde begrOndet zu beantra­
gen. 

In 2 Übersichtskarten zum Plangebiet stellt der Artenschutzrechtllche Fach­
beitrag die Bestands-Biotope dar und die Konflikts-Potentiale bzw. die Maß­
nahmen zur Verhinderung von Konflikten. 

Bei Durchführung der Planung gehen voraussichtlich durch Versiegelung 
und Bebauung 0,25 ha Lebensraum für Pflanzen und Tiere verloren. 
Betroffen sind zum einen Flächen, die aufgrund der nach Abbruch der vor-
handenen Bebauung 2010 entstandenen Brachflächen nur geringwertige • 
sandige Freiflächen. also von geringer Lebensraumbedeutung sind. 

Zum zweiten sind Grünanlagen betroffen. Auf den im Plangebiet entstehen­
den Hausgärten sowie den öffentlichen GrOnflächen können die Lebens­
raumfunktionen fOr die meisten Arten jedoch erhalten werden. Besonders 
schOtzenswerte Arten können in den Bereichen des Plangebiets Rückzug 
finden, die von jeglicher Errichtung von baulichen Anlagen frei· zu halten sind. 

Für die Rechtskraft des Bebauungsplans Ist eine Herauslösung des Bauge­
biets aus dem Landschaftsschutzgebiet „Seengebiet Warin-Neukloster" er­
forderlich. 

4.5.3 Boden 

Das Plangebiet g1iedert sich in 3 Bereiche: • 
Im nördlichen Teil, angrenzend an die Wismarsche Straße befinden sich 
Brachflächen. die nach dem Rückbau der bls 2010 bestehenden Bebauung 
durch „geringwertige sandige Frefflächen, Sandhaufen und Ruderale Kraut- und 
Staudenfluren ... gekennzeichnet" sind (AFB). 
Im Nordwestlichen Teil des Plangeblets stellten die Sondierungen den Bo­
denaufbau als AuffOUung mit Sanden und Bauschutt von .1 ~50 - 2,50 m Stär­
ke dar, darunter liegen Mittelsande bis schfuffige Feinsande. Der Grundwas­
serstand l·ag hier am 23.01.2012 bei 1,55 m unter Flur. 

„Im südöstlichen Tell des Gebietes angrenzend an den Mühlengraben und 
Glammsee erstreckt sich ein etwa 1.300 m" großer Erlenwald, der gemäß § 20 
NatSchA G M· V gesetzlich gesch'lJtzt Ist." (AFB) 
Da dieses Gebiet nicht zum geplanten Baufetd gehört, wurden auch keine 
Sondierungen vorgenommen. 
„Der griJßte Teil des Vorhabengebietes Ist den sonstigen Grünanlagen mit Altbäu­
men bzw. einem Hausgarten mit Bäumen Im Siedlungsrandbereich zugeordnet." 
(AFB). 
Im Unterg·rund stehen zunächst bis zu 1 ,30m starke ·Bodenauffüllungen an. 
Neben dem Mutterboden, kiesigen/sandigen Sanden, Hegen unterschiedliche 
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Mengenanteile und Bruchgrößen von Ziegelstein-/Betonbruch vor. Diese 
liegen hauptsächlich im Bereich der alten Bebauung vor. Unterhalb der Bo­
denauffOllung stehen holozäne Bodenschichten, wie Fein- und Mittelsande 
und Torf- und organische Muddeschichten. an. 

Die Torfschichten lassen auf lange Grundwasserstände schließen, die ober­
halb des Torfhorizonts lagen. In den Niederungsbereichen kann ein temporä­
rer Grundwasseranstieg bis zur Geländeoberkante nach der bisherigen Da­
tenlage nicht ausgeschlossen werden. 
Die Bodenauffüllungen und der Erdwall wurden mittels Mischproben beprobt 
und dabei insbesondere auf Schwermetalle und PAK (polycyclische aromati­
sche Kohlenwasserstoffe) analysiert. 

Anhand der analysierten Mischproben wurde erkannt, dass es eine Über„ 
schreitung der Vorsorgewerte gibt. Oabel handelt es sich insbesondere um 
den PAK Benzo(a)pyren, sowie Schwermetalle. Auf der ehemals Oberbauten 
Fläche und der anschließenden GrOnfläche tritt die höchste Schadstoffbelas­
tung auf. Im Tiefenbereich 0,00-0,30m kam es tn Teilbereichen der Grünflä­
che zu auffällig hohen PAK-Werten von >60mg/kg TS. 

Auf Grund der Schwermetall- und teilweise erhöhten PAK-Gehalte sollte auf 
der gesamten Untersuchungsfläche grundsätzlich von der Anlage von Nutz­
garten abgeraten werden. Keine Bedenken bestehen wiederum fOr die Nut­
zung als Wohngebiet. Bei einer Nutzung als Kinderspielfläche wird zu einer 
Nachuntersuchung geraten oder zum Austausch des oberen Bodenbereichs 
(0-35cm). Sollte das mit PAK verunreinigte Bodenmaterial bei einer bauli­
chen Veränderung ausgekoffert werden, ist gemäß den abfallrechtlichen 
Vorgaben eine Entsorgung erforderlich. Der Aushub darf anschließend nicht 
wieder eingebaut werden. 

Mit Realisierung der mit dem Bebauungsplan vorbereiteten Straßen- und 
Wohnbebauung entstehen versiegelte und Oberbaute Flächen in einer Grö­
ßenordnung von ca. 0,25 ha. Oie natürlichen Bodenfunktionen gehen auf 
diesen Flächen vollständig und dauerhaft verloren. Betroffen sind Böden des 
Bereichs der Brachflächen und Böden der Grünanlagen. 
Gleichzeitig aber wird im Bereich der Brachen der belastete Boden beseitigt 
und damit die jetzt bestehende Einleitung des Belastungsmaterials in das 
Grundwasser unterbunden. 
Außerdem entstehen Im Bereich der Brachen neue Gärten als GrOnanlagen 
mit Gehölzen. 

Der Bereich des gesetzlich geschützten Erlenwaldes bleibt von der Planung 
unberührt. 

Es tst fOr das Schutzgut Boden festzustellen, dass auch unter BerOcksichti­
gung der minimierenden Wirkung durch die Aufgabe der Brachen und teil· 
weise Aufgabe der GrOnanlagen, die Beseitigung des belasteten Bodens und 
die Herstellung von natumah -gestalteten GrOn- und Freiflächen im Plange­
biet die erheblichen Eingriffe ausgeglichen werden. 
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Da Munitionsfunde in Mecklenburg-Vorpommern nicht auszuschHeßen sind, 
sollte rechtzeitig vor Baubeginn eine Kampfmittelbelastungsauskunft beim 
Munitionsbergungsdienst des Landesamtes für zentrale Aufgaben und Tech­
nik der Polizel, Brand- und Katastrophenschutz Mecklenburg-Vorpommern 
(LPBK) eingeholt werden. 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden die Brachflächen und die gärtne­
rische Nutzung auf dem größten Tell der Flächen lm Plangebiet beibehalten. 
Die natürlichen Bodenfunktionen würden nicht verändert werden. 

4.5.4 Wasser 

Das Plangebiet befindet sich in der Trinkwasserschutzzone m der Wasser­
fassung Warin .. Ständig Oberflächenwasser führende Gewässer und Gräben. 
bilden der Mühlengraben und der Glamnisee am östlichen bzw. südlichen 
Rand des Plangeblets. 

Grundwasser: 
Eine Untersuchung der Grundwasserstände wurde im Bodengutachten 
durchgeführt. Bei den Sondierungen am 23.01.2012 wurde ein Grundwas­
serstand in Tiefen von 0, 15 m „ 1,55 m unter Flur angetroffen. 

Im Plangebiet befindet sich eine unterirdische Niederschlagswasserbehand­
lungsanlage, dle vom Wasser-Abwasserzweckverband GOstrow-BOtzow„ 
Sternberg betrieben wird. Das Becken wird in den Textlichen Festsetzungen 
zum Bebauungsplan festgesetzt. 

Bei Nichtdurchführung der Planung würden die Flächen unter Beibehartung 
der Brachflächen und der Grünanlagen mit teilweise gärtnerischer Nutzung 
in ihrem derzeitigen Zustand verbleiben. Die Umweltsituation im Hinblick auf 
das Schutzgut Wasser wäre daher sowohl unter qualitativen als auch quanti-9 
tativen Aspekten tm Wesentlichen unverändert anzunehmen. 

Bei Durchführung der Planung gehen durch die Bebauung und Versiegelung 
ca. 0,25 ha bisher offene Bodenflächen mit ihren Funktionen fOr den örtli­
chen Wasserhaushalt verloren. Dies bedeutet eine Reduzierung der Grund­
wassemeubildungsrate. 
Die geplante Einleitung von Niederschlagswasser von den Straßenoberflä­
chen und den Gebäudedachflächen in den MOhlengraben oder den 
Glammsee ist mit dem Wasser-Abwasserzweckverband GOstrow-BOtzow­
Stemberg abzustimmen. 
Für eine Eintei,tung tn d,en See ist eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der un­
teren Wasserbehörde zu beantragen. 

Für das Schutzgut Wasser ist festzustellen. dass die Eingriffsfolgen des vor­
liegenden Bebauungsplanes durch Maßnahmen zur Vermeidung und Mini­
mierung in qualitativer wie auch quantitativer Hinsicht weitgehend minimiert 
werden können. 
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4.5.5 Klima, Luft 

4.5.6 

Das Plangebiet liegt nicht in der Hauptwindrichtung zur Ortslage. Eine klima­
tisch bedeutsame Wirksamkeit der Fläche Ist nicht erkennbar. Die Leistungs­
fähigkeit fOr den Teilaspekt Klima/Luft wird für die derzeitigen Brachflächen 
als mäßig eingeschränkt eingeschätzt. Im Bereich der angrenzenden Sied­
lung. besteht eine eingeschränkte Leistungsfähigkeit (Ortsrandklima). 

Bei Nichtdurchführung der Planung ist keine deutliche Veränderung der Um­
weltsituation fOr die Schutzgüter Klima und Luft zu erwarten, da die beste­
henden Nutzungen und Belastungsfaktoren im Wesentlichen unverändert 
bestehen bleiben würden. 
Bei DurchfOhrung der Planung geht die Funktion als klimatischer Ausgleichs­
raum auf bebauten oder versiegelten Flächen vollständig verloren. Dieser 
Funktionsverlust ist im Plangebiet in einer Größenordnung von ca. 0,25 ha 
zu erwarten. Auf den Freiflächen. im Plangebiet (Grünflächen, Hausgärten) 
bleiben die kfimaökologischen Funktionen im Wesentlichen erhalten. Die zu 
erwartenden kleinklimatischen Veränderungen spiegeln sich in einer lokalen 
Erhöhung der Temperaturen und einer Verringerung der relativen Luftfeuchte 
wider. Das Siedlungsgebiet wird sfoh, wie die bestehende Ortslage von Wa­
rin dann als klimatischer Übergangsraum darstellen. Lufthygienisch ist eine 
allgemeine Belastung durch Hausbrand (Heizungsanlagen) und vermehrten 
motorisierten Verkehr zu erwarten. 
Zusammenfassend werden die mit der Durchführung der Planung verbunde­
nen Auswirkungen auf das Schutzgut Klima/Luft unter BerOcksichtigung der 
minimierenden Wirkung von GrOn- und Freiflächen als nicht erheblich einge­
stuft. 

Lärm 

Im Plangebiet befinden sich derzeit Brachflächen und Grünanl'agen. Die 
Ulrmeinwitkungen auf das Plangebiet (durch Straßenverkehrslärm von der 
Wismarschen Straße B 192-2010 gezählt 4.737 Kfz täglich) müssen insbe­
sondere nachts als zu hoch eingestuft werden. Die Lärmauswirkung durch 
das Plangebiet (z.B. Verkehr auf den intemen Erschließungsstraßen) ist 
htngegen als gering zu bewerten. 
Wird die Planung nicht durchgeführt, so sind keine nennenswerten Verände­
rungen gegenüber der Bestandssituation zu erwarten. 
Bei Durchführung der Planung wird sich der Straßenverkehrslärm der Wis­
marschen Straße kaum verändern. Die durch Verkehrszählung 2010 ermit­
telte Werte der Verkehrsbelastung wurden vom Ingenieurbüro Wenker & Ge­
sing um 10 % erhöht, um Schwankungen und einem möglichen zukünftig 
höheren Verkehrsaufkommen Rechnung zu tragen. 
Der Straßenverkehrslärm der verkehrsberuhigten Erschließungsstraße kann 
wegen des geringen Verkehrsaufkommens vernachlässigt werden. 
Die zulässige Lärmbelastung der geplanten Wohnbebauung entlang der 
Wismarschen Straße wird jedoch besonders nachts überschritten. Um die 
Überschreitungen der Orientierungswerte auszugleichen, sind Schallschutz ... 
maßnahmen für die als Schlafräume oder Kinderzimmer genutzten Räume 
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entlang der Wismarschen Straße vorzusehen. Als geeignet werden schall­
gedämmte, fensterunabhängige Lüftungseinrtchtungen genannt. 
Negative Einwirkungen auf die südlichen und östlichen Wohnhäuser sind 
nicht zu befürchten, da sie im ruhigeren Schallschatten der Straßenrandbe­
bauung Hegen. 

4.5. 7 Kulturgüter und sonstige SaehgOter 

„Es sind Bodendenkma/e sowie stark archäologisch fundverdächtige Bereiche Im 
Plangeblat bekannt, Insbesondere Im Nahbereich des Im Mittelalter angelegten 
Mühlengrabens." (Landkreis Nordwestmecklenburg, Sachgebiet Ländlicher 
Raum/Denkmalschutz) · 

· Der naturschutzrechtlich geschOtzte Gewässerschutzstreifen entlang des 
MUhlengrabens ist ohnehin von der Errichtung jeglicher baulicher Anlage frei 
zu halten. Deshalb ist hier auch keine Beeinträchttgung eventueller Boden­
denkmale zu befOrchten. 

In das Baugenehmigungsverfahren Ist jedoch das Landesamt für Kultur und • 
Denkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern mit einzubeziehen. 

4.5.8 Wechselwirkung zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes 

Innerhalb des bestehenden Beziehungsgeflechts zwischen den SchutzgOtem 
können. Auswirkungen, die ein Vorhaben auf zunächst ein Schutzgut ausübt, 
auf anderen weiterwirken. Es kann zur Verkettung und Steigerung von Aus• 
wirkungen kommen. Deswegen sind die SchutzgOter nicht nur einzeln, son­
dern im Zusammenspiel der vielen Wechselwirkungen zu betrachten. Die In„ 
anspruchnahme der Brachen und Grünanlagen fOr die Bebauung führt zu -ei­
ner Zerstörung der natOrlichen Bodenfunktionen. Die Versiegelung hat Fol­
gewirkungen auf den Wasserhaushalt und das Kleinklima, sowie auf die hier 
vorkommenden Tier- und Pflanzenarten. Eine Verstärkung der erheblichen 
Umweltauswirkungen durch sich negativ verstärkende Wechselwirkungen ist 
im Bebauungspfangeblet nicht zu erwarten. 

4.6 Maßnahmen zur Vermeidung. Verringerung und zum Ausale.ich der nachtei­
ligen Auswirkungen 

Die gemäß den gesetzlichen Vorgaben(§§ 1und1a BauGB) bei einer 
PlanaufsteHung zu berOcksichtigenden Vorschriften zum Umweltschutz sind 
tm vorfiegenden Bebauungsplan mit folgenden Ergebnissen angewendet 
worden: 

4.6.1 Aufarbeitung der Eingriffsregelung (§ 1a Abs. 3 BauGB i. V. mit dem 
BNatSchG) 

In Kapltel 4.5 stnd die mit Umsetzung des Bebauungsplanes zu erwartenden 
negativen Auswirkungen auf Naturhaushalt (mit den SchutzgUtem Boden, 
Wasser, Ktima/Luft, Tiere und Pflanzen) und ·Landschaftsbild dargestellt und 
bewertet worden. Besonders schwerwiegend ist dabei die Bebauung/ Ver­
siegelung bisher offener Bodenflächen mit dem voltständigen Funktionsver­
lust für afle Schutzgüter des Naturhaushaltes. Aus der Prognose der Um­
weltauswirkungen geht hervor, das_s durch den Bebauungsplan Eingriffe in 

• 
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Natur und Landschaft im Sinne des § 18 BNatSchG vorbereitet werden, so­
dass im Bauleitplanverfahren Ober Maßnahmen zur Vermeidung, Minimie­
rung und zum Ausgleich der nachteiligen Auswirkungen zu entscheiden ist. 
Die Maßnahmen werden nach planungsrechtticher Abwägung im Bebau­
ungsplan festgesetzt. 
a) Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung von Umweltauswirkungen 
• Beschrankung der baulichen Ausnutzung der Grundstocke in den Allge­
meinen Wohngebieten WA auf ein geringeres als das nach§ 17 BauNVO 
zulässige Maß. 
- Vermeidung von Elngriffen insbesondere für die SchutzgOter Boden Was­
ser, Klima/Luft und Tiere/Pflanzen. 
• DurchgrOnung des Baugebietes, insbesondere durch Baumpflanzungen 
und sonstige Begrünung im Plangebiet. Die naturnahe Gestaltung der Grün­
flächen stellt gegenüber dem Bestand eine erhebliche ökologische Aufwer­
tung durch Nutzungsaufgabe und Erhöhung der Standortyielfalt I Lebens­
raumbedingungen far Pflanzen und Tiere dar. 
- Vermeidung, Minimierung und TeHausgleich von Eingriffsfolgen von Versie­
gelung/Bebauung fOr alle SchutzgOter des Naturhaushaltes. 
• landschaftliche Einbindung des Baugebietes insbesondere durch die Grün­
fläche im Randbereich des Baugebietes, Regelungen zur Grüngestaltung. 
- Minimierung der Eingriffsfolgen für das Landschaftsbild. 
AUe genannten Maßnahmen wirken sich durch ihren Beitrag zum Erhalt einer 
gesunden Umwelt und durch Schaffung eines attraktiven Wohnumfeldes po­
sitiv auch auf den Menschen aus. 

b) Ausg1eichsmaßnahmen 
Auf der Grundlage der für den Planbereich ermittelten Wertigkeiten von Na­
tur und Landschaft und des vorliegenden Bebauungsplanentwurfes wurde 
eine BHanzierung von Etngriff und Ausgleich durchgeführt. Die mit Umset­
zung der Planung zu erwartenden Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushaltes und des LandschaftsbUdes können durch die oben be­
schriebenen Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung gemindert bzw. 
durch Aufwertung im Bereich der GrDnfläche kompensiert werden. Im We­
sentlichen resultiert dies aus dem Eingriff in den Boden. Es werden ca. 0,25 
ha ehemalige Brachfläche, hauptsächlich mit geringer Bedeutung für den 
Naturhaushalt versiegelt. Da Boden nicht vermehrbar ist, sind Bodenverluste 
direkt nur durch Entsiegetungsmaßnahmen ausgleichbar. Dem Verlust von 
Bodenfunktionen kann jedoch die Aufwertung der natürlichen Bodenfunktio­
nen (Lebensraum für Pflanzen und Tiere, Klimafunktion, Funktion für den 
Wasserhaushalt) durch Extensivierungsmaßnahmen, Begronungen usw. auf 
den GrOnflächen als Ausgleichsflächen gegenObergestent werden. 
Durch Nutzungsaufgabe, Extensivierung und Pflanzmaßnahmen werden die 
natürlichen, Bodenfunktionen gestärkt. Es treten Verbesserungen fOr die 
Schutzgüter Boden und Wasser ein. 

c) Beurteilung des Vorhabens im Sinne der Eingriffsregelung 
Unter Berücksichtigung der genannten Vermeidungs-, Minimterungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen sind die mtt Umsetzung des Bebauungsplanes zu 
erwartenden Auswirkungen auf die SchutzgOter des Naturhaushaltes und 
das Landschaftsbild abschließend wie folgt zu bewerten: 
• Den Beeintrachtigungen des Schutzgutes Tiere und Pflanzen durch den mit 
Versiegelung/Bebauung einhergehenden Lebensraumverlust stehen BegrO-
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nungsmaßnahmen auf den Grünflächen und Flächen für Maßnahmen zum 
Schutt. zur Pflege und zur Entwicktung von Boden, Natur und Landschaft 
gegenOber, mit denen eine Aufwertung der aktuellen Lebensraumfunktionen 
verbunden ist. Mit den festgesetzten Maßnahmen können der Verlust bzw. 
die Be·eintrachtigung von Lebensraumfunktionen in geeigneter Welse ausge­
gHchen werden. 
• Das Schutzgut Boden ist nicht vermehrbar. Bodenverluste durch Versiege­
lung und Bebauung sind insofern im Rahmen dieser Planung nicht aus­
gleichbar. Der Vermeidung von Eingriffen in das Schutzgut Boden kommt 
daher besondere Bedeutung zu. Dem Verlust der Bodenfunktionen unter den 
bebauten/versiegelten Flächen steht die Verbesserung der natOrllchen Bo­
denfunktionen auf Grünflächen entgegen. Insgesamt können die Eingriffsfol­
gen für das Schutzgut Boden damit auf ein unerhebliches Maß reduziert 
werden. 
• Eingriffe in das Schutzgut Wasser resultieren insbesondere aus der Versie­
gelung/Bebauung offener Bodenflächen mit Auswirkungen auf den lokalen 
Wasserhaushalt (Verlust von Flächen fOr die Grundwasserneubildung. er„ • 
höhter Oberflächenwasserabfluss ). Durch die Aufgabe I Extensivierung be„ 
stehender Nutzungen auf Grünflächen kann dort das Grundwassemeubil­
dungspotentia1 quantitativ erhatten und unter qual_itativen Gesichtspunkten 
(Ausschluss stofflicher Belastungen) verbessert werden. Durch dle Einleitung 
des Regenwassers in den Glammsee kann die Grundwasserneubildung 
vermehrt werden. Es ist daher zu erwarten, dass mit den vorgesehenen 
Maßnahmen auch die Eingriffsfolgen fOr das Schutzgut Wasser auf ein ins­
gesamt unerhebliches Maß reduziert werden können. 
• Beeinträchtigungen für das Schutzgut Klima/Luft können durch den Erhalt 
und die Entwicklung kHma- und lufthygienisch wirksamer Freiflächen im Bau­
gebiet auf ein unerhebliches Maß reduziert werden. 
• Die Beeinträchtigungen des LandschaftsbUdes sind fm Sinne der Eingriffs­
regelungen als ausgeglichen einzustufen, da eine landschafts ... und situati­
onsgerechte Neugestaltung erfolgt (landschaftliche Einbindung des Bauge­
bietes durch gestaltete Grünflächen). 
• Mit Umsetzung der zeichnerisch und texttich festgesetzten Maßnahmen zu. 
Grünordnung sowie der Maßnahmen zum Schutz. zur Pflege und zur Ent­
wicklung von Boden, Natur und Landschaft im Baugebiet sind die durch den 
Bebauungsplan zulässigen Vorhaben im Sinne der Eingriffsregelung als 
ausgeglichen einzustufen. 

4.6.2 Vermeidung von umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und 
seine Gesundheit (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 c BauGB) 

Aufgrund des zu erwartenden geringen internen VerkehrsatJfkommens und 
der festgesetzten Schallschutzmaßnahmen ist eine Beeinträchtigung der 
Bewohner des Neubaugebietes und anderer BOrger von Warin durch Lärm 
nicht zu erwarten. 

4.6.3 Vermeidung von Immissionen sowie sachgerechter Umgang mit Abfällen und 
Abwässern (§ 1 Abs. 6 Nr. 7 e BauGB) 

Die bei den vorgesehenen Maßnahmen ggf. anfallenden Abfälte sind unter 
Beachtung der abfaUrechtlichen Gesetzgebung, insbesondere unter Beach­
tung des Gesetzes zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der 
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umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen -Kreislaufwirtschafts- und Ab­
fallgesetz sowie der aufgrund dieser Gesetze erlassenen Verordnungen zu 
entsorgen. 

4.6.4 Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität(§ 1 Abs. 6 Nr. 7 h BauGB) 

- Lufthygienisch wirksame DurchgrOnung des Baugebietes, tnsbesondere 
durch Baum- und sonstige GehOlzpflanzungen im Straßenraum, auf den pri­
vaten Grünflächen sowie Erhaltung des gesetzlich geschützten Erlenwaldes. 

4.6.5 Nutzung erneuerbarer Energien sowie sparsame und effiziente Energienut­
zung (§ 1 Abs.6 Nr. f BauGB) 

4.6.6 

4.7 

4.8 

- Ein Nah- oder Femwärmenetz steht in Warin nicht zu Vertagung. 

- Der Bebauungsplan trifft keine Festsetzungen, die die Errichtung von So-
laranlagen, begrünten Dächern und die Verwendung der Passivbauweise 
behindern würden. 

Soweit es in einem Wohngebiet für den freistehenden Einfamilienhausbau 
möglich ist, wird durch die Planung ein möglichst sparsamer Umgang mit 
Grund und Boden angestrebt. Hier ist Insbesondere eine rationelle und spar­
same Erschließung durch verkehrsberuhigte Bereiche zu nennen. 

Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen 
(Monitoring) 

Gemäß § 4 c BauGB überwachen die Gemeinden die erheblichen Umwelt­
auswirkungen, die aufgrund der Durchführung von Bauleitplänen eintreten, 
um insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu 
ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu er­
greifen. Dabei sind alle Behörden verpflichtet, die Gemeinde Ober erhebliche, 
fnsbesondere unvorhergesehene nachteilige. Auswirkungen auf die Umwelt 
zu informieren. Bei der Überwachung wird auf die bereits vorhandenen 
Überwachungsstrukturen zurückgegriffen. Ein Bedarf fOr ein darüber hinaus­
gehendes Monitoring ist beim Bebauungsplan Nr. 18 „Wismarsehe Straße, 
Wohngebier in Warin zurzeit nicht erkennbar. 

Zusammenfassuna 

Bei dem Bebauungsplanbereich .Wismarsche Straße, Wohngebier handelt 
es sich um ehemalige Gebiete mit Kleingewerbe, um bisherige Brachflächen 
und um Nutzgärten am südlichen Ortsrand von Warin in einer Gesamtgröße 
von ca. 1,79 ha. 

Ziel der Planung ist die Entwicklung von allgemeinen und reinen Wohngebie­
ten mit privater Gartennutzung 
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Ohne die Baugebietsentwicklung WOrde der nicht bebaute Teil, des Geländes 
weiterhin intensiv brach liegen und im kleinen Teilbereich als Nutzgarten be­
wirtschaftet werden. Die Durchlässigkeit des Bodens und damit die Grund­
wasserneubildung bliebe unbeeinträchtigt. Die Bedeutung der Brachflächen 
als Lebensraum für die vorhandenen Tier- und Pflanzenarten wäre unveran ... 
dert. 

Schwierigkeiten bei der Erhebung der Grundlagen haben sich nicht ergeben. 

Als voraussichtlich erhebliche Umweltauswirkungen im Sinne des § 2 Abs. 4 
BauGB, die mit diesem Bebauungsplan vorbereitet werden, ist der Verlust 
von Boden und Bodenfunktionen durch Versiegelung sowie Veränderung der 
Lebensräume von Tieren und Pflanzen zu nennen. · 

Aufgrund der Bebauung sind eine neue Prägung des Landschaftsbildes in 
der angrenzenden Ortslage und damit eine neue Wechselwirkung zwischen 
Siedlung und Landschaft zu erwarten. 

Die Eingriffe in Natur und Landschaft werden unter Berücksichtigung von • 
anerkannten Beurteilungsmaßstäben bewertet. Maßnahmen zur Vermeidung 
und Minimierung sowie zum Ausgl'eich für den Bebauungsplan werden im 
Umweltbericht (Kapitel 4.6) dokumentiert. Unter anderem sind dies: 

• Beschränkung der baulichen Ausnutzung der Grundstücke auf ein gerin­
geres als das nach § 17 BauNVO zulässige Maß 

• Durchgrünung des Baugebietes. insbesondere durch festgesetzte Baum­
pflanzungen und sonstige BegrOnung mit Anbindung an die geschützten 
Biotope, 

• landschaftliche Einbindung des Baugebietes durch die private Grünfläche, 
Anbindung des Gebietes an dte Ortslage. 

Ausgleichsmaßnahmen zur Kompensation der verbleibenden erheblichen 
Eingriffsregelungen sind wie folgt geplant: 

• Baumpflanzungen als Leitfunktion für das Landschaftsbild und für die 
Entwicklung des Naturhaushaltes für Fauna und Flora im Plangebiet. • 

Die Versiegelung von Böden und die damit verbundene Reduzierung von 
Lebensräumen des Brachlandes und der Nutzflächen durch die geplante 
Überbauung ist aufgrund des Entwicklungszieles ,Wohngebiet' unvermeid­
bar, kann Jedoch als gering eingestuft werden. 

Ein Ober die vorhandenen Überwachungsstrukturen hinausgehender Bedarf 
für die Umweltüberwachung („Monitoring") ist für diesen Bebauungsplan zur ... 
zeit nicht erkennbar 
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5. Begründung der Festsetzungen 

5.1 Art der baulichen Nutzung 

5.2 

Die bfsher nach dem Abriss der bis 2010 vorhandenen Wohngebäude und 
Garagen, bzw. Gartenhäuser nicht bebaute Fläche wird als Reines und Afl„ 
gemeines Wohngebiet WR und WA festgesetzt. Oie Festsetzung folgt dem 
Gebot der städtebaulichen Nutzungsabstufung von der nördlich nahe der 
Wismarschen Straße geplanten, verdichteten Hgruppen- und Ooppel­
hausHausgruppen- und Doppelhausbebauung zur Einzelwohnhausbebauung 
in der sOdHch gelegenen, zweiten Reihe. 

Um die Verschiedenheit der beiden Bereiche Im Geltungsbereich zu verdaut„ 
liehen, wird der nördliche Bereich als sWohngebiet (das Allgemeine Wohn­
gebiet WA 1 - nur fOr Doppelhäuser und in das Allgemeine Wohngebiet WA 
2), sowie der südliche Abschnitt des Planungsgebietes als Reines Wohnge­
biet 2- nur fOr Hausgruppen(in das Reine Wohngebiet WR) festgesetzt.R für 
die Einzelhäuser 

Im Rainenden Wohngebiet (WR) WA 1 und WA 2 sollen die der Versorgung 
des Gebietes dienenden Läden und nicht störende Handwerksbetriebe ge­
mäß § 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) ,bauordnungsrechtlich nicht zu ... 
gelassen werden, um die Eigenart der Umgebungsbebauung nicht zu stören. 
Das gleich sol1te auch fOr die gemäß § 3 BauNVO ausnahmsweise fOr das 
Reine Wohngebiet WR zulässigen Nutzungen gelten. 

Maß der baulichen Nutzung 

Um die zukOnftige Bebauung städtebaulich sinnvoll in die Umgebung zu in­
tegrieren. orientieren sich im vorliegenden Bebauungsplan die Festsetzun­
gen hinsichtlich der Grundflächenzahl, der Zahl der Vollgeschosse und der 
Bauweise an der benachbarten Bebauung und an der Entfernung von der 
Wismarschen Straße in Rtchtung der Uferzone des Glammsees. 

Die bestehende, westlich an das Plangebiet grenzende Bebauung entspricht 
bezüglich Art und Maß der baulichen Nutzung der Bebauung innerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplans Nr. 18 „Wismarsche Straße, Wohn­
gebiet" der Stadt Warin. 
Die benachbarte östliche Bebauung durch eine Klinikum, jenseits des MOh­
lengrabens, ist im Flächennutzungsplan als Sond·erbaufläche dargestellt, 
kann somit nicht zum Vergleich herangezogen werden. 

Für die nördlichen Allgemeinen Wohngebiete WA 1 und WA 22 wird als Maß 
der baulichen Nutzung eine Grundflächenzahf GRZ von 0.4 bel dreigeschos ... 
siger Bauweise festgesetzt. 
Durch die Novellierung der Bauordnung sind Dach- oder Staffelgeschosse 
voll auf die Geschossigkeit anzurechnen. Deshalb sind zweigeschossige 
Gebäude mit ausgebautem Dachgeschoss als 3-geschossig festzusetzen. 
Im südltchen ReinenRetnen Wohngebiet RWR wird die GRZ auf 0,2 reduziert 
bei zweigeschossiger. offener Bauweise, um durch den erhöhten DurchgrO-
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nungsanteil einen Übergang zu den von der Bebauung frei zu haltenden 
Grünflächen an der Uferzone herzustellen. 

Entlang der östlichen Grenze des Plangebietes parallel zum Mühlengraben 
bHden ebenfalls Grünflächen den Übergang zur Uferzone des Mühlengra­
bens. 

Der südliche und östliche Bereich des Plangebietes bleibt TeH des Land­
schaftsschutzgebietes "Seengebiet Warin - Neukloster''. 

5.3 Oberbaubare GrundstOcksflächen. Bauweise 

Die Oberbaubaren Flächen sind gmßzügig dimensioniert, um eine weitge­
hende Freiheit in der Ausrichtung und der Größe der Baukörper zu erhalten. 

Mit dem Bebauungsplan wird das Ziel verfolgt entlang der Wismarschen 
Straße in offener Bauweise eine strukturierte, straßenraumbildende Bebau- • 
ung zu schaffen, dagegen die Bebauung Richtung Glammsee deutlich auf zu 
lockern. 

Die Wohngebiete WA 1 und WA 2 sind deshalb von einzelnen. zusammen­
hängenden Häusergruppen geprägt. 
Für das Aflgemeine Wohngebiet WA 2 sind Hausgruppen festgesetzt, die im 
Erdgeschoss durch geschlossene Bebauung mit Haupt- und Nebengebäu­
den eine Straßenbegleitung bilden und damit gleichzeitig für erhöhten 
Schallschutz in Rtchtung des Reinen Wohngebiets WR sorgen - Im Oberge­
schoss sollen diese Hausgruppen als aufgelockerte Katte erscheinen. 

Im AUgemeinen Wohngebiet WA 1 werden Doppelhäuser afs Bauweise fest­
gesetzt, da das Baufeld kef ne größere Gruppierung zulässt. 
een Doppelhäuser, für das 2 Häusergruppen , um eine geschlossen und 
aufgelockerten Bebauung an der Wismarschen Straße zu erreichenden 
Übergang zum Naturraum am Glammsee dar. • 
DDas ReineReine Wohngebiet WRR soll durch diestellt mit seiner festge­
setzten, offenen Bauweise (o) eine möglichst gute DurchgrOnung erhalten. 

5.4 Stellplätze und Garagen 

FOr Besucher und Anwohner sind an der Wismarschen Straße öffentliche 
Stellplätze vorgesehen. Die privaten Stellplätze soßen auf den Baugrundstü­
cken nachgewiesen werden. Die jeweils notwendigen Stellplätze sind auf 
den Privatgrundstücken im Rahmen der Baugenehmigungsverfahren nach­
zuweisen. 

5.5 Yerkehrliche Erschließung 

Öffentliche Verkehrsflächen 
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Die vorderen straßenseitigen Grundstücksflächen werden als Raum für die 
öffentliche Straßenerweiterung der Wismarschen Straße festgesetzt. Die 
Straße soll mit Geh- und Radwegen ausgestattet werden. 

Für die Erschließung der Wohnbebauung ist eine gemeindliche Ringstraße 
ausgehend von der Wismarschen Straße vorgesehen. Die bereits in zweiter 
Reihe bestehenden Wohnhäuser, Wismarsche Straße 9 und 9a, sollen eben­
falls Ober eine Stichstraße, ausgehend von der Ringstraße, angebunden 
werden. 

Es ist vorgesehen, die interne Erschließung als verkehrsberuhigte Zone mit 
ca. 5,50 m, bzw. 7,50 m breiten Verkehrsflächen herzustellen. Die Ringstra­
ße wird zum Teil als Einbahnstraße ausgeführt mit einer Fahrbahnbreite von 
3,50 m. Im Bereich mit Gegenverkehr beträgt die Fahrbahnbreite 6,00 m. 
Seitlich ist ein 1,50 m breiter Gehweg und ein Sicherheitsstreifen von 0,50 m 
angeordnet. In den Kurvenbereichen werden die Fahrbahnen so ausreichend 
dimensioniert, dass auch die Durchfahrtsmögfichkeit für Ver- und Entsor­
gungsfahrzeuge bei einer freien Durchfahrtshöhe von mindestens 4,50 m si­
chergestellt ist. 
Am nördlichen Abschnitt dieser Ringstraße befinden sich Offentli­
cheStellplätze für Besucher und Anwohner. 

Flankierend zur neu auszubauenden Wismarschen Straße sind separate 
Geh- und Radwege geplant. 



- 24-

Öffentlicher Personennahverkehr, ÖPNV 

Der Öffentliche Personennahverkehr wird durch die Verkehrsgemeinschaft 
Westmecklenburg (VWM) gesichert. 

5.6 Grünordnung. Maßnahmen zum Schutz. zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden. Natur und Landschaft 

Aufgrund der Bestandssituation im Plangebiet werden tm Umweltbericht 
Auswirkungen des Bebauungsplanes auf Natur und Landschaft erläutert. 

Hier Ist auch dargestellt, dass sich am östlichen und sOdlichen Rand des 
Plangebiets naturschutzrechtlich geschützte Gebiete befinden. FOr den ge­
setzlich geschützten Erlenwald im südöstlichen Teil des Plangebiets und für 
die gesetzlich geschützten Gewässerschutzstreifen entlang des Glammsees. 
auf einer Tiefe von 50 m sowie entlang des Mühlengrabens auf einer Tiefe 
von ca. 30 m ist die Errichtung jeglicher baulicher Anlagen deshalb ausge­
schlossen. Eine Ausnahme bildet die von Wasser- und Bodenverband „Obe-
re Wamow" geplante Fischaufstiegsanlage am MOhlengraben. 

Im Folgenden sind die grOnordnerischen Maßnahmen genannt, die zum Er­
halt und zur Neugestaltung der Ausstattung des Plangebietes mit GrOnstruk­
turen beitragen. Neben der Festsetzung von Anpflanzungen auf den über­
baubaren Flächen sind BegrOnungen der festgesetzten Grünflächen vorge ... 
sehen. Im Plangebiet befindet sich eine unterirdische Niederschtagswasser­
behandlungsanlage, die vom Wasser-Abwasserzweckverband Güstrow­
BOtzow-Stemberg betrieben wird. Das Becken und die Leitungsrechte zum 
Mühlengraben werden in den zeichnerischen Festsetzungen zur Bestandssi­
cherung festgesetzt. 

5.6.1 Grünordnung 

Im Zuge der Aufstenung des Bebauungsplanes Nr. 18 „ Wismarsche Straße, 
Wohngebiet" der Stadt Warin sind verschiedene Untersuchungen zum Zu­
stand von Natur und Landschaft durchgeführt worden. 

Weitere. spezielle Untersuchungen sind für das Plangeblet in den Bereichen 
lärm, Bodenbeschaffenheit und Artenschutz mit integrierten PJanungshtn­
weisen durchgeführt worden. Die Ergebnisse sind in folgenden Gutachten 
dargesteflt: Dabei handelt es sieh um Artensohutzrechtlicher Fachbeitrag mit 
integrierten Planungshinweisen und die Vorkommenswahrscheinllchkeit je­
der Tierart im Untersuchungsgebiet. Dabei wird deutlich, dass die Auswir­
kungen des Bebauungsptanes Nr. 18 „Wismarsche Straße, Wohngebiet" der 
Stadt Warin in der dargestellten Form keine besonders erheblichen Auswir­
kungen auf diese Funktion haben. 

• 
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Eingriffs· und Ausgleichsbllanzierung 

A Ausgangsdaten 

1. Beschreibung 

2. 

3. 

Der eingriffsrelevante Vorhabensbestandteil ist das Reine Wohngebiet 
(WR). Die Verkehrsflächen und die Wohngebiete WA 1 und WA 2 gehören 
zum Innenbereich der Stadt Warin und sind damit nicht eingriffsrelevant. 
Die Grünbereiche verbleiben im Landschaftsschutzgebiet und werden nicht 
bebaut. · 
Das Reine Wohngebiet liegt derzeit im Bereich von mit Laub - und Obst­
bäumen bestandenen Hausgärten. 

Abgrenzung der Wlrkzonen 

Im Plangebiet kommen hauptsächlich ungefährdete, weitverbreitete und I 
oder störunanfällige Arten vor. 

Gemäß AFB für die Störungen durch das Vorhaben zu keiner Verschlech­
terung des Erhaltungszustandes der lokalen Population 

Ermittlung des Freiraum - Beelnträchtlgungsgrades 

Das eingriffsrelevante Vorhabengebiet wird durch Straßenverkehrslärm 
von der Bundesstraße verbunden mit visueller Unruhe stark vorbelastet. 
Entfernung ca. 50 m - Grad 1. 

B Eingriffsbewertung und Ermittlung des Kompensationsbedarfs 

1. Bestimmung des Kompensationserfordernisses aufgrund.betroffener 

1.1 

Biotoptypen ) 

Biotopbeseitigung mit Flächenversiegelung (Totalverlust) 

Biotoptyp Flächen- Wert- Kompensations· Flächen 
verbrauch stufe erfordemfs äquivalent 

13.8.2 Hausgarten 0,07 ha 2 1,5 0, 1 ha 

Das Kompensationserfordernis ergibt sich aus der Kompensationswertzahl 2 und 
dem Frelraumbeelntrlchtigungsgrad 1. 

1.2 Biotopbeseitigung mit Funktionsverlust 

Biotoptyp Flächen- Wert· Kompensations- Flächen 
verbrauch stufe erfordemls Aquivalent 

1:.3 Biotopbeeinträchtigung (mittelbare Eingriffswirkung) 

Biotoptyp Fliehen· Wert· Kompensation Wukungs flächen 
verbrauch stufe wertstufe faktor äquivalent 

13.8.2 Hausgarten 0,05 ha 2 2,0 1.0 0, 1 ha 

Die Beeintrichtigung durch die Bebauung wirkt auch auf das UJ!lfeld des Hausgar­
tens. Der Wirkbereich fQr die mittelbare Eingriffswirkung wird wegen der hohen 
Vorbelastung des Gebietes nur mit 0,05 ha angesetzt. Es werden entsprechend 
der Wertstufe die Kompensationswertstufe mit 2,0 und der Wirkungsfaktor mit 1,0 
festgetegt. 
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2. Berücksichtigung von qualifizierten landschaftlichen Freiräumen 

2.1 Vorkommen von landschaftlichen Freiräumen mit Wertstufe 4 
Kein Vorkommen lm eingriffsrelevanten Vorhabengebiet 

2.2 Vorkommen von landschaftlichen Freiräumen mit Wertstufe 3 und 
OberdurchschnlttJlchem NatOrllchkeltsgrad 
Kein Vorkommen im eingriffsrelevanten Vorhabengeblet 

3. Berücksichtigung von faunistischen Sonderfunktionen 

3.1 Vorkommen von Arten mit großen Raumansprüchen 
Gemäß AFB sind die Arten nicht nachgewiesen. 

3.2 Vorkommen gefährdeter Tierpopulationen 
Gemäß AFB können die Arten zwar auf den benachbarten Bereichen vor­
kommen, sind aber nicht nachgewiesen. 

.t 

4. 

4.1 

BerOckslchtlgung von abiotischen Sonderfunktionen 

Boden • 
Die Versiegelung kann nicht kompensiert werden. 

4.2 Wasser 
Das Niederschlagwasser wird als Kompensation in den MOhlengraben ein­
gefettet. 

4.3 Klima I Luft 
Oie lufthygientschen Beeinträchtigungen werden durch Baumpflanzungen 
gemildert. 

5. Berücksichtigung von Sonderfunktionen des Landschaftsbildes 
Durch die flachen Bebauung und den vorgelagerten Grünbereichen erge­
ben sich keine nachteiligen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes. 

6. Zusammenstellung des Kompensationsflächenbedarfs 
Der Kompensationsflächenbedarf ergibt sich mit 0,2 ha 

C Geplante Maßnahmen für die Kompensation 

1. Kompensationsmaßnahmen 
Folgende Maßnahmen sind vorgesehen: 
Aufwertung des Vothebengebletes durch Baumpflanzung (Biotoptyp 13.1) 
und Anpflanzungsflächen mit Siedlungshecken (Biotoptyp 13.2) 

Kompensations- Fläche- Wert- Kompensations Wirkungs-
maßnahmen stufe wertzaht faktor 

Baumpflanzungen 0,06 ha 2 2,5 0~8 
Siedlungshecke 0,05 ha 2 2 0,8 

Flächen 
lquivalent 

0,12 ha 
0,08ha 

Gemäß textlichen Festsetzungen sind ca. 24 eaumen und ca. 500 m2 Siedlungshecke zu 
pflanzen mit eJnem Flachenäquivalent Planung von 0,2 ha. 

2. Biianzierung 

• 

Dle Fllchenäqulvalente Bedarf und Planung konnten durch die Kompensa­
tionsmaßnahmen ausgeglichen werden. 
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6. Technische Infrastruktur 

Die Versorgung des Planungsgebietes mit Strom, Gas und Wasser erfolgt 
durch das vorhandene Netz von verschiedenen Netzbetreibern. Die Hausan­
sch10sse für Strom, Telefon und Wasser sind bereits im Plangebiet vorhan­
den. Die Gasversorgung steht in der Wismarschen Straße im erforderlichen 
Umfang zur Verfügung. 

FOr die Realisierung sind die HausanschlOsse durch die Netzbetreiber zu 
verandem oder zu ergänzen. Die Entwässerung erfolgt Ober das Netz der 
Eurawasser Nord GmbH Wasserwerk Warin. · 

In das Kanalsystem der Wismarschen Straße wird das Schmutzwasser ein­
geleitet. Vorgeschlagen wird die Einleitung des anfallenden Oberflächen­
wassers in den Glammsee. sofern wasserrechtliche Belange nicht dagegen 
sprechen. Eine wasserrechtliche Genehmigung muss dazu im Baugenehmi-­
gungsverfahren beantragt werden. 

Die Abfallbeseitigung fOr das Plangebiet wird durch den Abfallwirtschaftsbe­
trieb des Landkreises Nordwestmecklenburg durchgeführt. FOr die vorüber­
gehende MUiiaufbewahrung werden separate Müllboxen zur Verfügung ste­
hen. Die Standorte für die Müllboxen werden mit dem Abfa11entsorger fm 
bauordnungsrechtlichen Verfahren festgelegt. 

7. Gesamtabwägung 

Mit den Planungen zum Bebauungsplan Nr. 18 .Wismarsche Straße. Wohn­
gebiet" der Stadt Warin wird der dringend gebotenen Eigenentwicklung des 
Ortes durch das Angebot an BaugrundstOcken für Wohngebiete entspro­
chen . 

Dem gegenOber steht der Eingriff in Natur und Landschaft, der sich den ge­
nannten städtebaulichen Zielen in der Abwägung unterordnen muss. Die 
Eingriffe in Natur und Landschaft werden durch die entsprechenden Aus­
gleichsmaßnahmen innerharb des Geltungsbereiches entsprechend den ge­
setzlichen Vorgaben ausgeglichen. Erhebliche Beeinträchtigungen besonde­
rer Schutzgüter von Natur und Landschaft verbleiben nach Realisierung atler 
Maßnahmen nicht. 

Aus den genannten Gründen ist in der Gesamtabwägung die vorgesehene 
Planung mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung. den sozialen. 
wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwor­
tung gegenüber künftigen Generationen vereinbar und gewährleistet eine 
dem Wohl der AUgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung. 

Insbesondere sind die allgemeinen Anforderungen an die WohnbedOrfnisse 
der Bevölkerung, die Eigentumsbildung. die sozialen Bedürfnisse der Bevöl­
kerung, die Fortentwicklung vorhandener Ortsteile sowie die Belange des 
Umweltschutzes im Rahmen der Planung miteinander gerecht abgewogen 
worden. 
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Zusammenstellung wesentlicher Daten 
- Nettobauland (Reines und Wohngebiete) 

davon: 
WA 1+WA2 - GRZ 0,4 ca. 2.945 m2 

WR - GRZ 0,2 ca. 3.791 m2 

- Private Grünfläche 
„ öffentliche Verkehrsfläche 
„ verkehrsberuhigte Zonen 
„ Niederschlagswasserbehandlungsanlage 
- öffentliche GrOnfläche 

Geltungsbereich gesamt: 

ca. 6.590 m2 

ca. 7.150 m2 

ca. 1.785 m2 
ca. 1.986 m2 

ca. 92 m2 

ca. 296 m2 

ca.17 .899 m2 

9. Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes 

9.1 Maßnahmen 

Die Maßnahmen zur Umsetzung der Planung werden im Bereich der Ver­
kehrsflächen der Bundesstraße B 192, Wismarsche Straße, durch die Bun­
desrepublik Deutschland, vertreten durch das Straßenbauamt Schwerin rea„ 
lisiert. Die Erschließungsstraße als verkehrsberuhigte Zone und die dazuge­
hörige öffentliche Grünfläche werden durch die Stadt Warin veranlasst. In 
den Obrigen Bereich werden die Maßnahmen zur Pl~nungsumsetzung von 
der Erschließungsgesellschaft mbH Wohnen am MÜhlengraben, vertreten 
durch Herrn Joachim Schmidt, ausgeführt. · 

9.2 Kosten 

Die Straßenausbaukosten der Bundesstraße werden durch die Bundesre­
publik Deutschland getragen. 

FOr die anderen öffentlichen Maßnahmen wird in einem Erschließungsver„ 
trag zwischen der Stadt Warin und der Erschließungsgesellschaft mbH 
Wohnen am Mühlengraben. vertreten durch Herrn Joachim Schmidt, die 
Verpflichtung zur Kostenübernahme geregelt. 

Die Maßnahmen im privaten Bereich trägt die Erschlleßungsgesellschaft bR 
Wohnen am Mühlengraben anetn. 

10 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan 
die Grundla_ge bilden soll 

Die als öffentliche Verkehrsfläche festgesetzten Fläche 
öffentfiches Eigentum Obergehen. 

gebilligt durch Beschluss der SV am: ,2/J, ti~~-ol-tJ 1.J 
ausgefertigt am: ()§: ot o2CJf b 
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Betrifft 

hier: 

Amtlich~euBekanntmachung der Stadt Warin 
Bebauungsplan Nr. 18 der Stadt Warin 

1,Wismarsche Straße1 Wohngebiet• in Watin 

Erneute Bekanntmacbung der Saizung nach § -10 Abs. 3 
Bauges~tz:buth (BatiGBJ in där Fas:sung d'r Bekanntrnach.t.nig 
wom 23.09.2004, BGBl. I s. 2414 in der am ng des Satzungs· 
be&chtusses güfüg&n Fassung 

Der Bereieh des Elefiauoogsplanes Nt 1& wird v1ie folgt ~gre11tt 
im Norden: t!un::h dfe 9el;Eiuung an der B 192. derWisrnarsthen Slrsße in Wann 
im Osten: durch den Mülilettgraben 
im Süden: durch den Glammsee 
im Wes!Bn: durd'I die Wohnbeba1Jung, Wi&"t!&-SC!te Sera:ße ff und 9a 

Die Planberebhsgran<".Bn sind de."r'I Übetsk::htsplan tu entnenr'lbefL 
Oie SIBd~IElrtrelilng der Sledt Warin hä! m illrer Sitzung am 26J)52J 13 den Bebauungsplan 
Nt. 1& .v'fämarsdle Straß.13, Woimgabli:1 ~.bestehend aus dar Plal'tlel::tmung ( iei: A) 
und dem Text ( Teil B ) SOiittie den flrlliehen Bau~llriiten über die GestalM1g baulicher 
Anlagen ais Seli.ung besthiOS-sel'I.. 
Der Be-&ehlun der Satzung über den Bebauungsplan wurde am 04.06.2014 
ortsüblich durch Veröffentiichung be·kannt gemacht. 

me Bekanntmachung vom 04.06.2014 war formen fehlerhaft, da der Bebau­
ungsplan ohne die Ausfertigung bekannt geor.nacllt wurde. 
Zur Behebung dieses. Fehlers erfolgt die erneute Bekanntmachung und rück· 
wirkende tnkraftsetzung zum 04.06.2014, gem. § 214 Abs.4 BauGB. 

Jedermann kar.n den Sebauung:splan und die Be;rur'Kf\Jng dazu ab dem Tag dar emsu1en 
Be\anntmacnung im Amts>;jebäude Naukl~lar- Warin. Bauaml, Hauptslraße 27. 23992 
Nau~Joster, 'A'ährend dar Öffnungszeill?n'llm~hen und über den lnhatlAusk1.utfl \'Mangen. 

Ein!:!' beacMlithe· VerletvJng der m § 214 Abs.1 Si!lz 1 Nr. 1 bis 3 Baum:i und in§ 5 Abs. 
5 den· Kommunaf•l9rfassung Me.cklenbUPft- Vorpommern •,um 1l. Jufl 2Cl11 bezsithrie~en 
Varfahrens- und Fotmvorachriltan, dte un.1er e&iidi:sithHgung des§ 2l4 Jibs. :2 ßauGB 
beachfücha Veli!t~ung &.:r Vorschrlllen übet das VarhältltfS der 8ab:LJng sm1il'!: nach § 214 
Abs. 3 Satz 2 BauGB ooactittictte Mängel des Abwägungs·rorgangs sfld unbeachllith. 
wann sie nlCM gew..äß § 215 AM- 1 BauGB innerhalli 'r'Cfl einem Jattr seit Sitkanntmac-ilung 
der Sattung sthr.iftiidl geg,:""!lüber der Stadl geltend gem.adlt worden Sind. Dabei is.1 der 
Sactwertrall, der de Ve.rteb:umg oder äet'J Mangel ~gründen ßlJll. darzul&gen. 
Aur die Vorschriften ms § 4~ Abs. 3 Satt 1 und 2 ~te Mls. 4 BatsGB über clie 'lfistgemäß~ 
Ge.ttaoornadlur.g elv.iai~r 8t1sctiädigungsan~rüche für Eingriffe in eiM bisher iülässige 
Null:ung ch1rcr. diese Sattutlg und übtt da!i Erlöschen von EnlschädigungsaospnJcJ1efl wird 
hingewiesen. 

Watit d!!f1 05_08.2016 Ankesmilrin 
Dar Burgermeistar 
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